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des Ausschusses für Kulturpolitik und Publizistik 
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über den von den Abgeordneten Dr. Martin, Kemmer und 
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A. Bericht derAbgeordneten Frau Dr. Maxsein 


Am 15. Mai 1963 hat der Deutsche Bundestag in 
erster Lesung den Entwurf eines Gesetzes über 
Maßnahmen auf dem Gebiet der deutschen Film- 
wirtsdiaft — Drucksache IV/1172 — federführend 
dem Ausschuß für Kulturpolitik und Publizistik und 
mitberatend dem Wirtschaftsausschuß überwiesen. 

Nach Klärung der rechtlichen Voraussetzungen 
und Anhörung der Sachverständigen aller Sparten 
der Filmwirtschaft sowie der Vertreter der Kirchen 
wurde das Gesetz im Ausschuß für Kulturpolitik 
und Publizistik eingehend beraten. Die erste Ab- 
stimmung fand statt am 12. Dezember 1963, das Ge- 
setz wurde mit einer Enthaltung angenommen. 

Der Wirtschaftsausschuß machte seine Zustim- 
mung von einer nochmaligen rechtlichen Überprü- 
fung des gesamten Gesetzes abhängig, einschließlich 
der hinzugetretenen Änderungen und forderte die 
Erstellung einer Erlösrechnung. 

Nachdem die Unterlagen für den Wirtschaftsaus- 
schuß Vorlagen, kehrte das Gesetz in den Ausschuß 
für Kulturpolitik und Publizistik zurück, wurde am 
27. Mai 1964 in letzter Lesung beraten und einstim- 
mig angenommen. 

Das Gesetz soll die wirtschaftliche Basis der Film- 
produktion sicherstellen. Die deutsche Filmproduk- 
tion befindet sich heute in einer Existenzkrise. Sie 
läßt sich aus einer ganzen Reihe von Ursachen er- 
klären. Die wesentliche Begründung liegt in dem 


totalen Zusammenbruch nach 1945. Die Zahl der 
deutschen Filme, die im Jahre 1956 bei 128 und im 
vorigen Jahr bei 72 l^g, dürfte in diesem Jahr nur 
etwa 60 Filme betragen. Dementsprechend ist der 
Marktanteil des deutschen Filmes, der ursprünglich 
bei fast 50 Vo lag, auf unter 30 Vo herabgesunken. 
Die Verleiheinnahmen für deutsche Filme, die 1958 
bei 161 Mio DM lagen, haben im vorigen Jahr nur 
noch 80 Mio ausgemacht und werden in diesem Jahr 
gemäß der verringerten Filmzahl weiter absinken. 

Wirtschaftliche Ursachen für den bedrohlichen 
Rückgang sind im einzelnen: 

a) Völliger Neuaufbau einer privaten Filmproduk- 
tion nach dem Kriege ohne jegliche Reserven, da 
das wesentliche Filmvermögen im Dritten Reich 
verstaatlicht und hernach von den Alliierten be- 
schlagnahmt war? 

b) Verlust der deutschen Ostgebiete für den hiesi- 
gen Film, da nur wenige Filme zu unangemesse- 
nen Preisen von der staatlich gelenkten ost- 
zonalen Filmwirtschaft übernommen werden; 

c) Belastung der deutschen Filmproduktion mit ins- 
gesamt 350 Mio DM Vergnügungsteuer in der 
Nachkriegszeit ohne ausreichende Kompensa- 
tion; 

d) Konkurrenz des hochsubventionierten Auslands- 
filmes aus Frankreich, England und Italien. 
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Die Bundesregierung hat in ihrem für das Parla- 
ment bestimmten Bericht über die Situation der 
deutschen Filmwirtschaft vom 25. April 1962 das 
Vorliegen einer existenzbedrohenden Notlage aner- 
kannt. Sie hat ferner in diesem Bericht betont, daß 
eine einheimische Filmproduktion schon aus politi- 
schen und kulturellen Gründen unbedingt aufrecht- 
erhalten werden muß, und zwar als Mittel der 
Volksunterhaltung im Inland und der Sympathie- 
werbung im Ausland. 

a) Bei der Prüfung der zur Erhaltung der deutschen 
Filmproduktion notwendigen Hilfsmaßnahmen 
war zu beachten, daß der Vertrag über den Ge- 
meinsamen Markt der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) eine Harmonisierung der 
Filmhilfsmaßnahmen innerhalb der EWG erfor- 
derlich macht. 

b) Der Gesetzentwurf will der deutschen Filmpro- 
duktion durch wirtschaftspolitische Maßnahmen 
die Unterstützung zuteil werden lassen, welche 
die übrigen europäischen Filmnationen bereits 
seit vielen Jahren in ähnlicher Form, jedoch in 
erheblich größerem Umfang erhalten. Da diese 
Filmnationen ihre Hilfsmaßnahmen nicht abzu- 
bauen gedenken, erfolgt mit Hilfe des Gesetzes 
innerhalb der EWG in diesem Bereich eine ge- 
wisse Harmonisierung. 

c) Nach dem Zusammenbruch gelangten in der 
Hauptsache ausländische, insbesondere amerika- 
nische Filme in Deutschland zur Vorführung. Sie 
beherrschen auch heute noch den deutschen 
Markt, während das Publikum in wachsendem 
Maße nach deutschen Filmen verlangt. Das Auf- 
blühen der deutschen Filmwirtschaft ist dem- 
nach eng verbunden mit der Herstellung einer 
bestimmten Anzahl guter einheimischer Filme, 
Untersuchungen haben einen Bedarf an minde- 
stens 80 deutschen Filmen im Jahr ergeben. 

d) Um den deutschen Film zu fördern, sieht dieses 
Gesetz die Bildung eines Filmwirtschaftsfonds 
vor als bundesunmittelbare rechtsfähige Anstalt 
des öffentlichen Rechtes. 

Es verwirklicht den Gedanken der Selbsthilfe 
und hält sich damit streng an die im Bericht der 
Bundesregierung vom 25. April 1962 enthaltenen 
Forderungen (Ablehnung einer Zwecksteuer, An- 
lehnung von Subventionen). 

e) Der Gesetzentwurf beschränkt sich aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen auf die reine Wirt- 
schaf tsförderung. Er greift damit nicht in kultur- 
politische Kompetenzen der Länder ein; er gibt 
auch keinen Anlaß zu verfassungsrechtlichen Be- 
denken im Hinblick auf eine Verletzung des in 
Artikel 5 GG enthaltenen Zensurverbotes. 

Förderungsmaßnahmen im Rahmen einer Kartelli- 
sierung werden aus wirtschaftsrechtlichen und wirt- 
schaftspolitischen Erwägungen heraus abgelehnt. 

Das Gesetz verwirklicht die Selbsthilfe in folgen- 
der Weise: 

a) die drei Sparten der Filmwirtschaft (Produktion, 
Verleih, Theater) bringen gemeinschaftlich einen 
Beitrag auf, und zwar gemäß dem Hundertsatz, 


mit dem diese Sparten am Einspielerlös teil- 
haben; 

b) die Erhebung erfolgt in der Weise, daß die Film- 
theaterbesitzer 5 Vo der Einnahmen aus allen 
gewerblichen Filmvorführungen an einen Film- 
wirtschaftsfonds abführen. Die finanzielle Aus- 
wirkung ist so, daß durch dieses Verfahren alle 
Sparten anteilig belastet werden; 

c) der Filmwirtschaftsfonds hat die Rechtsform 
einer Anstalt des öffentlichen Rechts und unter- 
steht der Aufsicht des Bundesministers für Wirt- 
schaft. Zugunsten des BMW sind im übrigen eine 
Reihe von Genehmigungsvorbehalten vorge- 
sehen. 

In analoger Weise entrichten die Fernsehanstal- 
ten einen Beitrag von 40 000 DM für jeden ausge- 
strahlten Kinofilm. Die 40 000 DM entsprechen in 
etwa dem 5®/oigen Beitrag der Filmwirtschaft. Die 
Abgabepflicht der Rundfunk- und Fernsehanstalten 
ergibt sich aus der Tatsache, daß sie gleich den 
Filmtheatern Filme ausstrahlen, womit der gleiche 
Tatbestand als Voraussetzung der Erhebung ge- 
geben ist. Die verfassungsrechtliche Seite dieser Er- 
hebung ist vom Justizministerium sowie von einem 
Staatsrechtler und Universitätsprofessor überprüft 
worden. Demnach bestehen gegen diese Erhebung 
keine verfassungsrechtlichen Bedenken. 

Der Vorstand des Filmwirtschaftsfonds verteilt im 
Zusammenwirken mit dem Aufsichtsrat das Auf- 
kommen aus dem Beitrag. Er ist dabei an Richtlinien 
gebunden, die das Gesetz selbst aufstellt. Danach 
erhalten die Filmproduzenten sog. Förderungsbei- 
hilfen. 

Bei der Regelung der Vergabe der Förderungs- 
hilfen mußte aus verfassungsrechtlichen Gründen 
jede Möglichkeit einer, die wirtschaftliche Förde- 
rung übersteigende, qualitative Lenkung vermie- 
den werden. 

Die Verfassungslage verbietet eine direkte Quali- 
tätsförderung. Der Entwurf mußte sich deshalb nur 
auf eine mittelbare, d. h. inhärente Qualitätsförde- 
rung beschränken. Der Entwurf geht von dem Ge- 
danken aus, daß nur auf gesunder wirtschaftlicher 
Basis eine Qualitätssteigerung möglich ist. Zumin- 
dest werden mit der finanziellen Stützung die exi- 
stenzbedrohenden Risiken verringert und die Pro- 
duktion zur Herstellung wertvoller Filme, unabhän- 
gig von der Spekulation auf den Publikums- 
geschmack, ermutigt. 

In diesem Zusammenhang werden alle Möglich- 
keiten ausgenutzt. Mißbrauch wird dadurch ausge- 
schaltet, daß das Förderungsobjekt nicht förderungs- 
unwürdig sein darf. 

Die im Entwurf vorgesehene Förderung enthält 

a) eine Basisförderung in Höhe von 100 000 DM 
für die Hersteller von deutschen Spielfilmen; 

b) eine Förderung, deren Höhe sich nach dem Ein- 
spielergebnis des Filmes bemißt; 

c) Beihilfen zur Förderung der Ausfuhr; 

d) Beihilfen für Kinder- und Jugendfilme; 

e) Beihilfen für Kurzfilme. 
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Die beschlossenen Förderungsmaßnahmen dienen als 200 000 DM von der Beitragspflicht ausgenom- 
wesentlich dazu — und das war ein besonderes men sind. 

Anliegen des Ausschusses — , den talentierten Nach- ^ r.. ^ , . , , 

wuchs zu fördern Dem Filmforderungsgesetz kommt eine hochpoli- 

tische gesamtdeutsche Bedeutung zu. Es wird ver- 
Die wirtschaftlich ungünstige Lage gewisser hindern, daß der ostzonale DEFA-Film als einziger 
Filmtheaterbesitzer wird dadurch berücksichtigt, daß deutschsprachiger Film im Ausland in Erscheinung 
Filmtheater mit einem Jahresumsatz von weniger tritt. 


Bonn, den 8. Juni 1964 

Frau Dr. Maxsein 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1172 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 8. Juni 1964 


Der Ausschuß für Kulturpolitik und Publizistik 
Dr. Martin Frau Dr. Maxsein 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Beschlüsse des 8. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes ^ 

über Maßnahmen auf dem Gebiet der deutschen Filmwirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Filmwirtschaftsfonds 

(1) Zur Förderung der deutschen Filmwirtschaft 
wird eine bundesunmittelbare rechtsfähige Anstalt 
des öffentlichen Rechts mit dem Namen „Filmwirt- 
schaftsfonds" errichtet. Die Anstalt gilt mit Inkraft- 
treten des Gesetzes als entstanden. 

(2) Die Anstalt hat die Aufgabe, die Herstellung 
deutscher Filme, deren Qualität und ihre Verbrei- 
tung zu fördern. 

(3) Der Sitz der Anstalt wird vom Verwaltungs- 
rat bestimmt. 

(4) Bei der Durchführung ihrer Aufgaben kann 
sich die Anstalt der Einrichtungen der Filmwirt- 
schaft bedienen. 

§ 2 

Organe der Anstalt 

(1) Organe der Anstalt sind 

1. der Vorstand, 

2. der Aufsichtsrat, 

3. der Verwaltungsrat. 

(2) Aufgaben und Befugnisse der Organe regelt, 
soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, eine 
Satzung. 

§ 3 

Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus zwei Personen. Die 
Mitglieder des Vorstandes werden auf Vorschlag 
des Aufsichtsrates vom Verwaltungsrat für die 
Dauer von höchstens fünf Jahren bestellt. Eine wie- 
derholte Bestellung ist zulässig. Der Verwaltungsrat 
kann die Bestellung widerrufen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte der Anstalt 
in eigener Verantwortung nach Maßgabe der Be- 
schlüsse des Aufsichtsrates und des Verwaltungs- 
rates. Er stellt den Haushaltsplan auf und legt die 
Jahresrechnung vor. 


(3) Der Vorstand vertritt die Anstalt gerichtlich 
und außergerichtlich. Erklärungen sind für die An- 
stalt verbindlich, wenn sie entweder von beiden 
Mitgliedern des Vorstandes oder von einem Mit- 
glied des Vorstandes gemeinschaftlich mit einem 
bevollmächtigten Vertreter abgegeben werden. 

(4) Ist eine Willenserklärung der Anstalt gegen- 
über abzugeben, so genügt die Abgabe gegenüber 
einem Mitglied des Vorstandes. 

(5) Die Mitglieder des Vorstandes und deren 
Ehefrauen dürfen in der Filmwirtschaft weder ein 
Handelsgewerbe betreiben noch für eigene oder 
fremde Rechnung Geschäfte tätigen. Sie dürfen sich 
nicht an einer Handelsgesellschaft als Gesellschafter 
beteiligen, die auf dem Gebiet der Filmwirtschaft 
tätig ist. Sie dürfen auch keiner anderen Einrichtung 
auf dem Gebiet des Filmwesens angehören. 

§ 4 

Aufsichtsrat 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sieben Mitglie- 
dern. 

(2) Vorsitzender des Aufsichtsrates ist der je- 
weilige Vorsitzende des Verwaltungsrates. Die wei- 
teren Mitglieder des Aufsichtsrates wählt der Ver- 
waltungsrat aus seiner Mitte für die Dauer ihrer 
Mitgliedschaft im Verwaltungsrat. Ein Vertreter des 
Bundesministers für Wirtschaft muß dem Aufsichts- 
rat angehören. 

(3) Der Aufsichtsrat überwacht die Tätigkeit des 
Vorstandes. Er wirkt an Entscheidungen des Vor- 
standes mit, soweit das Gesetz es vorsieht. Der Auf- 
sichtsrat beschließt über die Einberufung des Ver- 
waltungsrates und legt dessen Tagesordnung fest. 

(4) Der Aufsichtsrat beschließt über die Dienst- 
verträge mit den Vorstandsmitgliedern. Der Vor- 
sitzende des Aufsichtsrates vertritt die Anstalt beim 
Abschluß der Dienstverträge und bei der Vornahme 
sonstiger Rechtsgeschäfte mit den Vorstandsmit- 
gliedern sowie bei Rechtsstreitigkeiten zwischen der 
Anstalt und den Vorstandsmitgliedern und setzt die 
Frist für die Vorlage der Jahresrechnung. 

(5) Der Aufsichtsrat ist bei Anwesenheit von vier 
Mitgliedern beschlußfähig. Er beschließt mit ein- 
facher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des Vorsitzenden. 

(6) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsord- 
nung, die der Genehmigung des Bundesministers 
für Wirtschaft bedarf. 


4 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2324 


§ 5 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus dreiund- 
zwanzig Mitgliedern. Er setzt sich zusammen aus: 

1. fünf Abgeordneten des Deutschen Bun- 
destages, 

2. je einem Vertreter des Bundesministers 
für Wirtschaft, des Innern und des Aus- 
wärtigen, 

3. vier Vertretern des Zentralverbandes der 
Deutschen Filmtheater e. V., 

4. drei Vertretern des Verbandes Deutscher 
Film- und Fernsehproduzenten e. V., 

5. zwei Vertretern des Verbandes der Film- 
verleiher e. V., 

6. einem Vertreter des Verbandes der Film- 
exporteure e. V., 

7. einem Vertreter des Verbandes Techni- 
scher Betriebe für Film und Fernsehen 
e. V., 

8. einem Vertreter der Deutschen Union der 
Filmschaffenden, 

9. zwei Vertretern der Rundfunkanstalten, 
und zwar einem Vertreter der Arbeits- 
gemeinschaft der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten der Bundesrepublik 
Deutschland und einem Vertreter der 
Anstalt „Zweites Deutsches Fernsehen", 

10. dem Vorsitzenden des Überwachungsaus- 
schusses der Freiwlligen Selbstkontrolle 
der Filmwirtschaft. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Mitglie- 
der werden vom Deutschen Bundestag, die in Ab- 
satz 1 Nr. 3 bis 9 bezeichneten Mitglieder werden 
auf Vorschlag der dort bezeichneten Verbände oder 
Anstalten vom Bundesminister für Wirtschaft be- 
rufen. 

(3) Die nach Absatz 1 Nr. 1 und 3 bis 9 Be- 
rufenen haben dem Bundesminister für Wirtschaft 
binnen vierzehn Tagen nach Zugang der Mitteilung 
über die Berufung zu erklären, ob sie die Berufung 
annehmen. 

(4) Die Berufung erfolgt für die Dauer von zwei 
Jahren; die Wiederberufung ist zulässig. Scheidet 
ein Mitglied vorzeitig aus, so ist für den Rest seiner 
Berufungszeit ein Nachfolger zu berufen. Das 
Nähere regelt die Satzung. 

(5) Der Verwaltungsrat wählt alle zwei Jahre 
aus seiner Mitte den Vorsitzenden und den stell- 
vertretenden Vorsitzenden. 

(6) Der Verwaltungsrat wird erstmalig vom Bun- 
desminister für Wirtschaft alsbald nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes einberufen. 

(7) Der Verwaltungsrat beschließt über alle 
grundsätzlichen Fragen, die zum Aufgabenbereich 
der Anstalt gehören. Er stellt Richtlinien auf, soweit 


diese zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlich 
sind. Diese Richtlinien bedürfen der Genehmigung 
des Bundesministers für Wirtschaft. 

(8) Der Verwaltungsrat stellt den vom Vorstand 
aufgestellten Haushaltplan fest. Der Haushaltsplan 
bedarf der Genehmigung des Bundesministers für 
Wirtschaft. Das Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. 

(9) Der Verwaltungsrat beschließt ferner in den 
ersten fünf Monaten jedes Rechnungsjahres über 
die Entlastung des Vorstandes und des Aufsichts- 
rates. 

(10) § 4 Abs. 5 ist, soweit in diesem Gesetz nichts 
anderes vorgesehen ist, entsprechend anzuwenden 
mit der Maßgabe, daß der Verwaltungsrat bei An- 
wesenheit von zwölf Mitgliedern beschlußfähig ist. 

(11) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung, die der Genehmigung des Bundesministers 
für Wirtschaft bedarf. 

§ 6 

Förderungshilfen 

(1) Die Anstalt gewährt im Rahmen der ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel auf Antrag Förderungs- 
hilfen nach Maßgabe der §§ 7 bis 12 und den hierzu 
vom Verwaltungsrat zu erlassenden Richtlinien an 
die Hersteller deutscher Filme und die in § 12 be- 
zeichneten Einrichtungen. 

(2) Förderungshilfen dürfen nur für Filme ge- 
währt werden, die nicht früher als ein Jahr vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes erstaufgeführt worden 
sind. Förderungshilfen erhalten Filme nur innerhalb 
von zwei Jahren seit ihrer Erstaufführung. 

(3) Die Gewährung der Förderungshilfen erfolgt 
durch den Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts- 
rates. Sie ist an Auflagen zu knüpfen, die sicher- 
steilen, daß der Verwendungszweck erreicht wird 
und die mit Mitteln des Grundbetrags (§ 7) oder des 
Zusatzbetrags (§ 8) hergestellten Filme zu keinen 
höheren als den bei Inkrafttreten des Gesetzes für 
deutsche Filme üblichen Filmmieten vermietet wer- 
den. 

§ 7 

Grundbetrag 

(1) Die Anstalt gewährt dem Hersteller eines 
programmfüllenden deutschen Filmes eine Förde- 
rungshilfe in Höhe von 100 000 Deutsche Mark 
(Grundbetrag). Programmfüllende Filme im Sinne 
dieser Bestimmung sind nicht Kinder- und Jugend- 
filme. 

(2) Der Grundbetrag wird zuerkannt, sobald der 
Hersteller nachweist, daß die Bruttoverleiheinnah- 
men des Filmes den dreifachen Grundbetrag erreicht 
haben. Von dieser Voraussetzung kann abgesehen 
werden, wenn der Film eine in der Filmwirtschaft 
anerkannte Qualitätsauszeichnung erhalten hat. 
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§ 8 

Zusatzbetrag 

(1) Die Anstalt gewährt ferner den in § 7 Abs. 1 
bezeichneten Herstellern eine zusätzliche Förde- 
rungshilfe (Zusatzbetrag). 

(2) Der Aufsiditsrat stellt spätestens drei Monate 
nach Schluß des Kalenderjahres die für die Zahlung 
von Zusatzbeträgen zur Verfügung stehende Summe 
fest. Diese Summe ist den in § 7 Abs. 1 bezeichne- 
ten Herstellern nach dem Verhältnis der Einspiel- 
ergebnisse der dort bezeichneten Filme im In- und 
Ausland innerhalb eines Kalenderjahres zuzuerken- 
nen. Der für einen Film zuerkannte Zusatzbetrag 
darf 25 vom Hundert seiner Bruttoverleiheinnah- 
men nicht überschreiten. 

§ 9 

Auszahlung der Förderungshilfen 

(1) Grund- und Zusatzbetrag sind von dem Her- 
steller innerhalb von zwei Jahren nach Zuerken- 
nung des Zusatzbetrages in vollem Umfang für die 
Finanzierung neuer programmfüllender deutscher 
Filme zu verwenden. Auf Antrag kann die Anstalt 
in Ausnahmefällen gestatten, daß die Beträge zur 
Begleichung der Herstellungskosten eines begün- 
stigten Filmes verwendet werden, wenn und soweit 
die Einspielergebnisse dieses Filmes auch unter Be- 
rücksichtigung der wirtschaftlichen Lage des Her- 
stellers nicht genügen, um die Herstellungskosten 
dieses Filmes zu decken. 

(2) Die Anstalt zahlt Förderungshilfen an den 
Hersteller des begünstigten Filmes, sobald dieser 
durch Vorlage eines Finanzierungsplans und sonsti- 
ger für die wirtschaftliche Beurteilung neuer Film- 
vorhaben wesentlichen Unterlagen nachweist, daß 
die ihm zuerkannten Förderunghilfen eine dem 
Zweck dieses Gesetzes entsprechende Verwendung 
finden. 

(3) Die Anstalt kann die Zahlung der Beträge 
versagen, 

1. wenn die ordnungsmäßige Finanzierung 
der Herstellung neuer Filme nicht gewähr- 
leistet ist, 

2. wenn bei der Herstellung und Finanzie- 
rung die Grundsätze sparsamer Wirt- 
schaftsführung verletzt werden, 

3. wenn die vorhandenen Eigenmittel nicht 
in einem angemessenen Verhältnis zu den 
Kosten des Vorhabens stehen, 

4. wenn die Förderunghilfen 40 vom Hun- 
dert der Herstellungskosten des neuen 
Filmes übersteigen würden. 

§ 10 

Kinder- und Jugendfilme, Kurzfilme 

(1) Die Anstalt gewährt den Herstellern deut- 
scher Kinder- und Jugendfilme sowie deutscher 
Kurzfilme Förderungshilfen. Ihre Höhe bestimmt 


sich nach den diesen Filmen im Kalenderjahr zuer- 
kannten öffentlichen Anerkennungen, über die Be- 
wertung der öffentlichen Anerkennungen entschei- 
det der Verwaltungsrat. Er kann gutachtlich hierzu 
einen bei ihm zu bildenden Ausschuß hören. § 9 ist 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Jeder mit Förderungsmitteln (§§ 7 und 8) die- 
ses Gesetzes hergestellte programmfüllende Film 
mit einer Länge unter 3000 Metern ist für die Dauer 
seiner Auswertung im Erstmonopol mit einem 
neuen deutschen Kurzfilm gemäß Absatz 1 zwecks 
gemeinsamer Aufführung zu verbinden. 

§ 11 

Ausschließung von Filmen 

Die Anstalt kann die Zuerkennung von Förde- 
rungshilfen für Filme versagen, die von der Frei- 
willigen Selbstkontrolle der Filmwirtschaft als nicht 
förderungswürdig bezeichnet werden. 

§ 12 

Werbung für den deutschen Film im Ausland 

Die Anstalt kann Einrichtungen der Filmwirt- 
schaft Mittel zur Werbung für den deutschen Film 
im Ausland zur Verfügung stellen. 

§ 13 
Beitrag 

(1) Die Anstalt erhebt zur Beschaffung der für 
die Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Mittel von den Filmherstellern, den Filmverleihern 
und den Filmtheaterbesitzern einen Beitrag, der ge- 
meinschaftlich aufgebracht wird, und zwar gemäß 
dem Hundertsatz, mit dem sie jeweils an den Ein- 
nahmen teilhaben. Die Beitragsbelastung einer 
Gruppe (Filmhersteller, Verleiher, Theaterbesitzer) 
darf nicht auf eine andere ganz oder teilweise abge- 
wälzt werden. Die Erhebung erfolgt in der Weise, 
daß der Filmtheaterbesitzer 5 vom Hundert der Ein- 
nahmen aus allen gewerblichen Filmvorführungen 
innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes, die 
nach Abzug der Vergnügungsteuer verbleiben, als 
gemeinschaftlichen Beitrag von Filmtheaterbesitzern, 
Verleihern und Filmherstellern an die Anstalt ab- 
führt. Die Verpflichtung zur Entrichtung des Bei- 
trags entfällt für die Beitragsschuldner, wenn die 
Einnahmen eines Filmtheaters aus gewerblichen 
Filmvorführungen im laufenden Kalenderjahr 
200 000 Deutsche Mark nicht übersteigen. 

(2) Für die Ausstrahlung von programmfüllenden 
Filmen (35-Millimeter-Filme über 1600 Meter oder 
16-Millimeter-Filme von 660 Meter Länge und mehr) 
im Fernsehen ist von der Rundfunkanstalt ein Bei- 
trag von 40 000 Deutsche Mark je Sendung an den 
Filmwirtschaftsfonds abzuführen. Der Beitrag ent- 
fällt für Filme, die ausschließlich für die Ausstrah- 
lung im Fernsehen hergestellt worden sind. 
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(3) Der Bundesminister für Wirtschaft erläßt 
durch Rechtsverordnung die erforderlichen Bestim- 
mungen über die Festsetzung, die Erhebung und die 
Beitreibung des Beitrags. 

(4) Beiträge für gewerbliche Filmvorführungen, 
die naäi dem 31. Dezember 1969 stattfinden, werden 
nicht erhoben. 

§ 14 

Auskunftspflicht 

(1) Die Anstalt kann die Erteilung von Aus- 
künften und die Vorlage von Unterlagen verlangen, 
die erforderlich sind, um 

1. die Beiträge zu bemessen und deren voll- 
ständige Abführung zu überprüfen, 

2. die Voraussetzungen für die Gewährung 
von Förderungshilfen festzustellen, 

3. die vorgeschriebene Verwendung von För- 
' derungshilfen zu überwachen. 

Auskunftspflichtig nach Satz 1 Nr. 1 ist, wer ein im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gelegenes Film- 
theater, Verleihunternehmen oder Herstellungs- 
Unternehmen betreibt, auskunftspflichtig nach Satz 1 
Nr. 2 cxier 3 ist, wer einen Antrag auf Gewährung 
einer Förderungahilfe nach §§ 6 bis 8 und 10 stellt 
und eine Auszahlung der Förderungshilfe gemäß 
§ 9 beantragt. 

(2) Die von der Anstalt beauftragten Personen 
können zu den in Absatz 1 genannten Zwecken 
Grundstücke, Betriebsanlagen und Geschäftsräume 
der Auskunftspflichtigen betreten, dort Besichtigun- 
gen und Prüfungen vornehmen und Unterlagen ein- 
sehen. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird inso- 
weit eingeschränkt. 

(3) Bei juristischen Personen und Personenhan- 
delsgesellschaften haben die nach Gesetz, Gesell- 
schaf tsvertrag oder Satzung zur Vertretung berech- 
tigten Personen die Pflichten nach Absatz 1 zu er- 
füllen und Maßnahmen nach Absatz 2 zu dulden. 

(4) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft 
auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung 
ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
der Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen 
der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten aussetzen würde. 

(5) Weigert sich ein Auskunftspflichtiger, eine 
Auskunft nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 zu erteilen oder 
entsprechende Unterlagen vorzulegen, so kann die 
Anstalt die für die Beitragsfestsetzunig erforderlichen 
Feststellungen im Wege der Schätzung treffen. 
Weigert sich ein Auskunftspflichtiger, eine Aus- 
kunft nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3 zu erteilen 
oder entsprechende Unterlagen vorzulegen, so kann 
die Anstalt die Gewährung der in diesem Gesetz 
vorgesehenen Leistungen ablehnen oder schon ge- 
währte Leistungen zurückverlangen. 


§ 15 

Haushalts- und Wirtschaftsführung der Anstalt 

(1) Der Verwaltungsrat stellt jährlich vor Beginn 
des Haushaltsjahres einen Haushaltsplan nach den 
Grundsätzen einer sparsamen und wirtschaftlichen 
Finanzgebahrung fest. Darin sind — nach Zweck- 
bestimmung und Ansatz getrennt — alle voraus- 
sichtlichen Einnahmen und Ausgaiben der Anstalt im 
kommenden Haushaltsjahr zu veranschlagen. Der 
Haushaltsplan muß in Einnahmen und Ausgaben 
ausgeglichen sein. Das Vermögen und die Schulden 
sind in einer Anlage des Haushaltsplans nachzu- 
weisen. Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat den 
Entwurf des Haushaltsplans rechtzeitig vorzmlegen. 

(2) In dem Haushaltsplan sind jährlich die Be- 
träge ifestzulegen, die für die einzelnen in, diesem 
Gesetz vorgesehenen Förderungsmaßnahmen Ver- 
wendung finden sollen. Dabei ist davon auszugehen, 
daß die Mittel zur Förderung der programmfüllen- 
den Filme zu den Mitteln zur Förderung der Kinder- 
und Jugendfilme sowie der Kurzfilme im Verhältnis 
von 90 zu 10 vom Hundert stehen sollen. 

(3) Der Haushaltsplan ist sparsam und wirtschaft- 
lich auszuführen. Im Haushaltsplan nicht veran- 
schlagte Ausgaben bedürfen der Zustimmung des 
Verwaltungsrates. Die Zustimmung darf nur dann 
erteilt werden, wenn die Anstalt zu den Ausgaben 
unmittelbar kraft Gesetzes verpflichtet ist oder die 
Verpflichtung zur Erfüllung der gesetzlichen Auf- 
gaben der Anstalt begründet worden ist imd für die 
Ausgabe ein unvorhergesehenes und unabweisbares 
Bedürfnis vorliegt. Bei Bedarf kann ein Nachträgs- 
haushalt auf gestellt werden; Absatz 1 findet ent- 
sprechende Anwendung. Ist bis zum Schluß eines 
Haushaltsjahres der Haushaltsplan für das folgende 
Jahr noch nicht festgestellt, so bedürfen Ausgaben 
der Zustimmung des Verwaltungsrates. 

(4) Der Vorstand hat über alle Einnahmen und 
Ausgaben sowie über das Vermögen und die Schul- 
den der Anstalt und deren Veränderungen im abge- 
laufenen Haushaltsjahr Rechnung zu legen. Die Rech- 
nung ist dem Bundesminister für Wirtschaft vorzu- 
legen. 

(5) Die Rechnung wird durch Wirtschaftsprüfer 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften geprüft. Die 
Prüfer werden von dem Bundesminister für Wirt- 
schaft bestellt. Die Prüfung ist nach Richtlinien aus- 
zuführen, die der Bundesminister für Wirtschaft er- 
läßt. Der Prüfungsbericht ist dem Verwaltungsrat 
und dem Bundesminister für Wirtschaft vorzulegen. 

(6) Das Nähere über die Aufstellung und Aus- 
führung des Haushaltsplans, das Kassen- und Rech- 
nungswesen, die Rechnüngslegung und die Prüfung 
der Rechnung der Anstalt bestimmt eine Satzung der 
Anstalt (Finanzordnung). Bis zum Inkrafttreten der 
Satzung finden die Vorschriften der Abschnitte II 
und III der Reichshaushaltsordnung entsprechende 
Anwendung. 

(7) Abschnitt I des Gesetzes zur Erhaltung und 
Hebung der Kaufkraft vom 24. März 1934 (Reichs- 
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gesetzbL I S. 235) und die Verordnung über die ReA- 
nungslegung und ReAnungsprüfung während des 
Krieges vom 5. Juli 1940 (ReiAsgesetzbl. II S. 139) 
finden auf die Anstalt keine Anwendung. 


§ 16 

Satzungen 

Die Satzungen der Anstalt werden vom Verwal- 
tungsrat 'besAlossen. Der BesAluß bedarf aller Mit^ 
glieder. Die Satzungen bedürfen der Genehmigung 
des Bundesministers für WirtsAaft. 

§ 17 
AufsiAt 

(1) Die Anstalt untersteht der AufsiAt des Bun- 
desministers für WirtsAaft. Die AufsiAt besAränkt 
siA auA die ReAtmäßigkeit der Betätigung der 
Anstalt. Die AufsiAtsbehörde ist befugt, Anord- 
nungen zu treffen, um den Ges Aäftsbetrieb der An- 
stalt mit dem geltenden Re At in Einklang zu halten. 


(2) Die Anstalt ist verpfliAtet, der AufsiAts- 
behörde jederzeit Auskunft über ihre Tätigkeit zu 
erteilen. 

(3) Kommt die Anstalt den ihr obliegenden Ver- 
pfliAtimgen niAt naA, so ist die AufsiAtsbehörde 
befugt, die Aufgaben durA einen besonderen Be- 
auftragten durAführen zu lassen oder sie selbst 
durAzuführen. 

§ 18 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt naA Maßgabe des § 13 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auA im Land Berlin. ReAts- 
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin naA § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 19 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am 1. September 1964 in Kraft. 
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